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Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen (VN-BRK)

Überblick über Entwicklungen in den Ländern seit Unterzeichnung des Übereinkommens durch Deutschland

(Stand: 11.10.2010)

	Land
	Änderungen seit 2008
	Quellen

	Baden-Württemberg
	Die Landesregierung hat am 3. Mai 2010 eine Konzeption zur Weiterentwicklung der schulischen Bildung von jungen Menschen mit Behinderungen  auf der Grundlage von Empfehlungen eines Expertenrates und unter Berücksichtigung der VN-Behindertenrechtskonvention sowie fachlicher Entwicklungen beschlossen: 

· Im Rahmen einer sonderpädagogischen Diagnostik wird geprüft, ob ein Anspruch auf       ein sonderpädagogisches Bildungsangebot besteht. Der Anspruch wird ggf. vom       Staatlichen Schulamt festgestellt.

· Im Fall eines Anspruchs auf ein sonderpädagogisches Bildungsangebot beraten Eltern, Vertreter von Schulen, Schulträger, ggf. andere Kostenträger und Schulaufsicht gemeinsam über den individuellen Bildungsweg und Lernort der Schülerin bzw. des Schülers. Der Erziehungsplan der Eltern steht im Mittelpunkt der Beratungen. Die Entscheidung der Eltern soll von der Schulaufsicht übernommen werden. Bei zwingenden Gründen, die die Schulverwaltung und ggf. die Kostenträger transparent zu belegen haben, kann im Ausnahmefall nach nochmaliger Überprüfung des Sachverhalts durch das Staatliche Schulamt eine andere Entscheidung getroffen werden.

· Die Schulämter werden die Möglichkeiten des gemeinsamen Unterrichts ausbauen und verstärkt inklusive Bildungsangebote realisieren. Die Regierungspräsidien, das Kultusministerium und der Expertenrat werden diesen Entwicklungsprozess begleiten.

· In fünf Schwerpunktschulämtern werden hinsichtlich der gesetzlichen und anderen untergesetzlichen rechtlichen Regelungen Erfahrungen gesammelt, systematisiert und dokumentiert.

· Diese Erfahrungen sollen in die Änderung des Schulgesetzes einfließen, die für das Schuljahr 2013/2014 in Kraft treten soll, mit der die Sonderschulpflicht abgeschafft werden soll.

· In allen Schulen werden Ansprechpartner für die Belange von Schülerinnen und Schülern mit Behinderungen benannt.
	Link zu Informationen des Kultusministeriums:

http://www.km-bw.de/servlet/PB/-s/1dar07p1jop6tm5nmzma583jlik1t1eg/menu/1265488/index.html


	Bayern


	In Bayern hat sich eine Arbeitsgruppe des Landtags zur Umsetzung der VN-BRK mit Vertretern aus allen Parteien gebildet. Die Staatsregierung hat ein Konzept einschließlich Entwurf zur Änderung des Schulgesetzes als Diskussionsgrundlage für den Landtag und die Verbände erarbeitet. Es erfolgt ein kontinuierlicher Ausbau der Mobilen Sonderpädagogischen Dienste zur Unterstützung der Unterrichtung von Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf in allgemeinen Schulen.
	

	Berlin


	Das Abgeordnetenhaus hat den Senat aufgefordert, bis 2010 ein Gesamtkonzept vorzulegen. Die Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und Forschung bereitet gegenwärtig einen Bericht an das Abgeordnetenhaus vor, in dem die Perspektiven für den gemeinsamen Unterricht von Kindern mit und ohne sonderpädagogischen Förderbedarf für das Land Berlin aufgezeigt werden.

Dabei stehen folgende Zielsetzungen im Vordergrund:

· Weitere Erhöhung des derzeitigen Anteils von 42 Prozent Schüler/innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf im gemeinsamen Unterricht in Grund- und weiterführenden Schulen.

· Ausstattung aller Grund- und weiterführenden Schulen mit Ressourcen für die inklusive Beschulung der Schüler/innen mit den Förderschwerpunkten Lernen, Sprache und Emotional-soziale Entwicklung bei Erhalt von Förderzentren für Sprache und Lernen, um das Elternwahlrecht zu gewährleisten.

· Konzentration der sonderpädagogischen Förderung im Bereich Sprache auf die unteren Jahrgangsstufen.

· Inklusive Schwerpunktschulen, um auch Schüler/innen mit schweren Behinderungen die verstärkte Möglichkeit zum gemeinsamen Unterricht in Grund- und weiterführenden Schulen zu ermöglichen.

Gewährleistung eines inklusiven Schulplatzes bei entsprechendem Elternwunsch für alle Schüler/innen.
	Information der Senatsverwaltung; Protokoll der Plenarsitzung  Abgeordnetenhauses vom 06.05..2010, S. 6048:

http://www.parlament-berlin.de:8080/starweb/adis/citat/VT/16/PlenarPr/p16-064-wp.pdf

	Brandenburg


	Der Ausbau des gemeinsamen Unterrichts ist im Koalitionsvertrag vom  05.11.2009 zwischen SPD und DIE LINKE vorgesehen. Der Landtag will ein Maßnahmepaket für Menschen mit Behinderungen erarbeiten und beschließen, u. a. mit dem Schwerpunkt inklusive Bildung.
	Koalitionsvertrag:

http://www.brandenburg.de/media/lbm1.a.4868.de/koalitionsvertrag.pdf
Beschluss des Landtages vom 25.02.2010 (5/493-B):

http://www.parldok.brandenburg.de/parladoku//w5/beschlpr/anlagen/493-B.pdf

	Bremen
	Das Schulgesetz wurde durch Gesetz vom 17.06.2009 geändert:

· Die Zentralisierung der sonderpädagogischen Förderung in Förderzentren wird zugunsten einer zunehmenden dezentralen sonderpädagogischen Förderung durch Zentren für unterstützende Pädagogik an allgemeinen Schulen schrittweise umgebaut.

· Einhergehend mit einer grundsätzlich dezentralen und inklusiven Förderung wird für die Übergangszeit ein Elternwahlrecht über die Form der Förderung konstituiert.

· In Ausnahmefällen können Schülerinnen und Schüler vorübergehend einem Regionalen Beratungs- und Unterstützungszentrum zugewiesen werden, wenn sein oder ihr Lern- und Sozialverhalten dies erforderlich macht oder von ihr oder ihm dauerhafte Störungen der Unterrichts- und Erziehungsarbeit in seiner oder ihrer Schule zu vermeiden. Die Zuweisung soll zwei Schuljahre nicht überschreiten.
	Information der Senatsverwaltung für Bildung und Wissenschaft:

http://www.bildung.bremen.de/sixcms/detail.php?gsid=bremen117.c.21178.de 

	Hamburg


	§ 12 Absatz 1 Hamburgisches Schulgesetz (HmbSG, 2009) begründet in Verbindung mit Artikel 24 des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen 

mit Behin​derungen für alle Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogi​schem Förderbedarf den folgenden Rechtsanspruch ohne Ressourcen​vorbehalt, beginnend im Schuljahr 2010/11 mit den 1. und 5. Klassen. 

· Kinder und Jugendliche mit sonderpädagogischem Förderbedarf haben das Recht, allgemeine Schulen zu besuchen. Sie werden dort gemeinsam mit Schülerinnen und Schülern ohne sonderpädagogischen Förderbedarf unterrichtet und besonders gefördert.

· Die Förderung kann zeitweilig in gesonderten Lerngruppen erfolgen, wenn dieses im Einzelfall pädagogisch geboten ist.

· Sonderpädagogischer Förderbedarf wird auf der Grundlage eines sonderpädagogischen Gutachtens unter Einbeziehung der Sorgeberechtigten durch die zuständige Behörde festgestellt.
· Art und Ausmaß der Unterstützung werden in einem diagnosegestützten Förderplan festgelegt. Bei dessen Aufstellung sollen die Sorgeberechtigten und die Schülerin oder der Schüler sowie die sie oder ihn außerhalb der Schulzeit betreuenden Einrichtungen der Jugendhilfe und der Sozialleistungsträger beteiligt werden.
· Sonderpädagogischer Bildungszentren werden derzeit entwickelt.
	Informationen der Behörde für Schule und Berufsbildung:

http://www.hamburg.de/schulgesetz/64412/start.html
http://www.hamburg.de/integration-inklusion

	Hessen


	Der Koalitionsvertrag der CDU und FDP vom 04.02.2009 sieht vor, den Anteil von Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf an den allgemeinbildenden Schulen durch einen weiteren Ausbau der Förderzentren zu erhöhen. Ein Netzwerk von Förderschulen und Regelschulen unter einem Dach wird unterstützt. 

Zum Schuljahr 2010/2011 startet ein Projekt „Inklusion –Umsetzung der VN-BRK“.

Ab 01.08.2009 wird der Schulversuch „Begabungsgerechte Schule“ durchgeführt. Ziel des Schulversuchs ist es, im Rahmen einer begabungsgerechten Beschulung bestmögliche Lernfortschritte für Schülerinnen und Schüler aller Begabungsebenen zu gewährleisten.

Seit 2008 wurden 8 neue Beratungs- und Förderzentren eingerichtet. Durch nunmehr 122 Beratungs- und Förderzentren können Schülerinnen und Schüler mit erhöhtem Förderbedarf an allgemeinen Schulen verbleiben.

Novellierung des Hessischen Schulgesetzes zum Schuljahr 2011/2012

· Erhöhung der Anzahl der Schülerinnen und Schüler mit festgestelltem sonderpädagogischen Förderbedarf im gemeinsamen Unterricht auf 3.601 (Schuljahr 2009/2010) an 702 Schulstandorten bei Zurverfügungstellen von 1337,5 Lehrerstunden zusätzlich

· Ausweitung der Förderlehrerstellen, die für den ambulanten, präventiven und gemeinsamen Unterricht an der allgemeinen Schule verwendet werden, auf 39 %

· Novellierung des Hessischen Schulgesetzes zum Schuljahr 2011/2012 zur Stärkung des Elternwahlrechts mit dem Ziel, den Besuch der allgemeinen Schule als Regelfall vorzusehen, derzeit in Beratung
	http://www.kultusministerium.hessen.de/irj/HKM_Internet?cid=5de39dbb9665ac4945496cbf511b2f0c

	Mecklenburg-Vorpommern


	Schwerpunkt auf den Ausbau der integrativen Beschulung von Schülern mit definitionsabhängigen Beeinträchtigungen, wie in den Bereichen Lernen, Sprache sowie emotionale und sozialen Entwicklung (Verhalten)

Kurz- und mittelfristige Maßnahmen mit Bezug zur UN-Konvention, u. a.:

· Konzept zur weiteren Gestaltung der sonderpädagogischen Förderung in Zusammenarbeit mit der Universität Rostock 

· Entwurf Lehrerbildungsgesetz MV mit Modulen zur sonderpädagogischen Förderung für Lehramtsanwärter aller Schularten
· Umsetzung nachgesetzlicher Regelungen durch Novellierung des Schulgesetzes (2009) mit dem Schwerpunkt der Integration

· Beirat zur Umsetzung integrativer Beschulung an den allgemeinen Schulen unter Leitung des Staatssekretärs des Bildungsministeriums

· Landesweite Zentralisierung sonderpädagogischer Diagnostik durch unabhängigen diagnostischen Dienst an den Staatlichen Schulämtern

· Flächendeckendes Auslaufen der Jahrgangsstufen 1 und 2 an allen Schulen mit dem Förderschwerpunkt Lernen und integrative Beschulung an der Grundschule ab Schuljahr 2010/11

· Integrative Schulentwicklung der allgemeinen Schulen (Pädagogik der Vielfalt, Individualisierung und Differenzierung des Unterrichts auf der Grundlage individueller Förderpläne, Unterstützung durch Fach- und Unterrichtsberater) 

· Gestaltung regionaler Integrationsprojekte für Kinder mit Beeinträchtigungen in der Sprache sowie der emotionalen und sozialen Entwicklung beginnend mit der Jahrgangsstufe 1 der Grundschule mit wissenschaftlicher Begleitung der Universität Rostock, u. a.


Regionales Vorhaben der präventiven und integrativen Grundschule Rügen auf der 
Grundlage des amerikanischen Konzeptes RTI (Response to Intervention)
	Informationen des Ministeriums:

http://www.bildung-mv.de/de


	Niedersachsen
	Ausweitung gemeinsame Beschulung im Schuljahr 2010/11 mit Schwerpunkt im Grundschulbereich:

· Zurverfügungstellung von rund 1.200 Lehrerstunden zusätzlich

· Mit der Ausweitung der Förderung ab dem kommenden Schuljahr wird 74 Grundschulen die Einführung einer sonderpädagogischen Grundversorgung ermöglicht, weitere 77 Grundschulen können ihr bereits bestehendes Angebot erweitern

· Auch die Mobilen Dienste werden an 16 Standorten gestärkt

· Planungen für erste schulgesetzliche Änderungen
	Pressemitteilung des Kultusministeriums vom 14. Mai 2010:

http://www.mk.niedersachsen.de/live/live.php?navigation_id=1820&article_id=56406&_psmand=8

	Nordrhein-Westfalen


	Legislaturperiode 2005 – Juni 2010: 

Ziel ist, eine deutliche Ausweitung gemeinsamen Lernens von behinderten und nichtbehinderten Schülerinnen und Schülern. 

Als Orte sonderpädagogischer Förderung werden im Schulgesetz NRW

1. Allgemeine Schulen (Gemeinsamer Unterricht, Integrative Lerngruppen),

2. Förderschulen,

gleichberechtigt nebeneinander genannt. Die Förderung im Gemeinsamen Unterricht an allgemeinen Schulen ist sowohl in der Primarstufe als auch in der Sekundarstufe I zugelassen. Gemeinsamer Unterricht kann allerdings nur von der Schulaufsicht eingerichtet werden, wenn die Schule dafür personell und sächlich ausgestattet ist und wenn der Schulträger dem zustimmt.

Ziel des am 01.08.2009 in 20 Pilotregionen begonnenen Schulversuchs "Kompetenzzentren für sonderpädagogische Förderung" ist eine deutliche Ausweitung des gemeinsamen, wohnortnahen Lernens von behinderten und nichtbehinderten Schülern und Schülerinnen durch ein regionales Gesamtkonzept der sonderpädagogischen Förderung. Dazu arbeiten die beteiligten Förderschulen nicht nur mit den allgemeinen Schulen der Region sondern auch mit weiteren außerschulischen Partnern - etwa der Jugendhilfe - eng zusammen. Die Zahl der Pilotregionen wird stufenweise bis zum Beginn des Schuljahres 2010/2011 auf 50 erhöht.

Neue Legislaturperiode ab Juli 2010:

Auszug aus dem Koalitionsvertrag zwischen der NRW SPD und Bündnis 90/die Grünen:

Wir schaffen Inklusion

„Die UN-Konvention räumt Kindern mit Behinderungen das Recht auf inklusive Bildung ein. Diesem Recht wollen wir landesgesetzlich Rechnung tragen. In einem ersten Schritt wollen wir einen Inklusionsplan entwickeln, der den Eltern das Wahlrecht über den Förderort ihres Kindes ermöglicht und weitere Schritte und Maßnahmen beschreibt, die in den nächsten Jahren notwendig sind, um ein inklusives Bildungssystem zu schaffen. Dazu gehört auch, dass Schul-, Jugendhilfe- und Sozialplanung vor Ort gemeinsam mit dem Blick auf das Inklusionsziel zusammenarbeiten. Die Landschaftsverbände können und sollen ihre vielfältigen Erfahrungen und Kompetenzen in diese Prozesse einbringen.“
	Informationen des Schulministeriums:

http://www.schulministerium.nrw.de/BP/Schulsystem/GemUnterricht.html
http://www.schulministerium.nrw.de/BP/Schulsystem/Projekte/Kompetenzzentren_sonderpaedagogische_Foerderung/index.html


	Rheinland-Pfalz


	Rheinland-Pfalz hat am 25.03.2010 einen Landesaktionsplan zur Umsetzung der UN-Konvention vorgestellt, in den auch die Empfehlungen des rheinland-pfälzischen Landesbeirats zur Teilhabe behinderter Menschen an die Landesregierung zur inklusiven Bildung und Erziehung eingeflossen sind. 

Im Bereich der Erziehung und Bildung ist das Leitziel für Rheinland-Pfalz, behinderte und nichtbehinderte Kinder und Jugendliche gemeinsam zu erziehen und gemeinsam zu unterrichten. Gemeinsamer Unterricht von Kindern und Jugendlichen mit und ohne Behinderungen wird weiterhin mit dem Konzept der Schwerpunktschulen (bereits seit 2000) umgesetzt. Damit wird wohnortnah zieldifferenter Unterricht an allgemeinen Schulen in der Primarstufe und in der Sekundarstufe I angeboten. Dazu wird die Zahl der  Schwerpunktschulen sukzessive unter Einbeziehung aller Schularten kontinuierlich ausgebaut (2010/2011: 199 Schwerpunktschulen). Dabei steht die Unterstützung der Erzieherinnen und Erzieher und der Lehrerinnen und Lehrer durch entsprechende Fortbildungen mit im Vordergrund.

Der Prozess der Umsetzung der UN-Konvention findet im Dialog mit den Betroffenen und den sie vertretenden Verbänden statt. Diese Beteiligung wurde in 2009 begonnen und wird weiter fortgesetzt.
	Aktionsplan der Landesregierung zur Umsetzung der UN-Konvention

http://www.un-konvention.rlp.de/un-konvention/aktionsplan-der-landesregierung 

Pressemitteilung des Landesbehindertenbeauftragten und des Sozialministeriums:

http://lb.rlp.de/presse/einzelansicht/archive/2010/march/article/dreyermiles-paul-behindertenrechtskonvention-ist-eine-grosse-chance-fuer-alle-2
http://teilhabe-gestalten.stk.rlp.de 

	Saarland


	In der Regierungserklärung vom 25.08.2010 hat der Bildungsminister sein Konzept für die Umsetzung der UN-Konvention erläutert:

· Erhöhung des Anteils behinderter Kinder, die integrativ beschult werden (Integrationsquote 2009/2010: 34,47%)
· Erhaltung der Förderschulen in guter Qualität
· Prävention durch verstärkten Einsatz von Förderschullehrkräften und zusätzlich qualifizierten Grund- und Hauptschullehrkräften in Regelschulen
· Perspektivisch soll erreicht werden, dass keine Meldungen auf sonderpädagogischen Förderbedarf bei Lern- und Sprachbehinderungen erforderlich ist.
· Inklusion behinderter Schülerinnen und Schüler wird Studieninhalt der Studienseminare aller Schulformen.
· Die Schulgesetze und Verordnungen sollen im Laufe des Jahres 2011 der UN-Konvention angepasst werden.
Zur konzeptionellen Umsetzung und Steuerung der notwendigen Maßnahmen im Rahmen eines Aktionsplans wurde im Ministerium für Bildung in unmittelbarer Zuordnung zum Amt des Staatssekretärs ein Inklusionsbeauftragter ernannt.. 
	Regierungserklärung von Bildungsminsiter Klaus Kessler am 25.08.2010 www.saarland.de/ministerium_bildung.htm


	Sachsen


	1. Der Freistaat Sachsen entwickelt den gemeinsamen Unterricht von Schülerinnen und Schülern mit und ohne Behinderungen weiter. 

· Jedes Kind ist in seiner Verschiedenheit zu achten und anzuerkennen und hat ein Recht auf bestmögliche Bildung und Erziehung.

· Das sächsische Bildungssystem ist ein inklusives, in folgendem Sinne:

-
Für jedes Kind und jeden Jugendlichen, auch z. B. diejenigen mit einer Behinderung, besteht ein Zugang zu schulischer Bildung und Erziehung.

-
Jeder Schüler erhält die für ihn bestmögliche Bildung in allgemeinbildenden und/oder berufsbildenden Schulen.

-
Für Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf sieht das sächsische Schulsystem integrativen Unterricht an einer Regelschule  und/oder Unterricht an einer allgemeinbildenden Förderschule mit dem entsprechenden Förderschwerpunkt vor.

2. Die Förderung von Menschen mit Behinderungen an allgemeinbildenden Förderschulen ist neben der Möglichkeit der Förderung in anderen  allgemeinbildenden Schulen im Sinne des Art. 24 Abs. 2 Buchst. e) eine wirksame und individuell ausgerichtete Unterstützungsmaßnahme. Diese verfolgt das Ziel einer  umfassenden Teilhabe, Aktivität und Mitwirkung an und in der Gesellschaft.

3. Zu den Voraussetzungen eines inklusiven Bildungssystems für Menschen mit Behinderungen gehört die Bereitstellung fachlich abgesicherter, 
bedarfsgerechter und qualifizierter Unterstützung – insbesondere auch als Angebot sonderpädagogischer Förderung. Dieses kann sowohl integrativ in den Regelschulen also auch in allgemeinbildenden Förderschulen vorgehalten werden. Ausschlaggebend für die Entscheidung ist immer das Ziel, die bestmögliche Förderung zu gewährleisten. Die Anerkennung der Verschiedenheit der Schüler erfordert es, jedem Schüler seine Möglichkeit zum erfolgreichen schulischen Lernen zu eröffnen.
	Information des Sächsischen Kultusministeriums



	Sachsen-Anhalt


	Die Weiterentwicklung des gemeinsamen Unterrichts ist ein Schwerpunkt in der Bildungspolitik der Landesregierung Sachsen-Anhalt. Der gemeinsame Unterricht ist in § 1 Abs. 3a Schulgesetz des Landes Sachsen-Anhalt vom 11. August 2005 (GVBl. LSA, S.520) geregelt. Seit Einführung dieser Regelung im Jahre 2001 steigt die Zahl der Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf im gemeinsamen Unterricht kontinuierlich. Gegenwärtig werden 16,6 v. H. aller Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf im gemeinsamen Unterricht gefördert, hinzukommen ca. 5 v. H. in kooperativen Lernsituationen an allgemeinen Schulen. 

Zur Förderung der Erweiterung und Qualifizierung des gemeinsamen Unterrichts an allgemeinen Schulen läuft seit dem Schuljahr 2009/2010 ein Modellversuch an Grundschulen mit Integrationsklassen an 22 Schulen. Um sonderpädagogischen Förderbedarf bei Kindern mit ungünstigen Lern- und Lebenslagen weitgehend zu verhindern, gibt es mit dem Schuljahr 2010/2011 an allen Grundschulen des Landes eine präventive Grundversorgung. Ferner wurde ab diesem Schuljahr ein landesweiter mobiler sonderpädagogischer diagnostischer Dienst eingerichtet. Über eine Handreichung soll das Feststellungsverfahren inhaltlich einheitlich gestaltet werden. Für Lehrkräfte aller Schulformen wird das Fortbildungsangebot zum gemeinsamen Unterricht erweitert.


	Bildungsserver Sachsen-Anhalt http://www.bildung-lsa.de/schule/schul__und_modellversuche/modellversuch_grundschulen_mit_integrations__und_oder_foerderklassen.html


	Schleswig-Holstein


	2009 hat die LReg zum Jahr der inklusiven Bildung erklärt. Mit einer breit angelegten Öffentlichkeitsarbeit wurde das Konzept der „inklusiven Bildung“ damit bekannt gemacht.  Im Schuljahr 2009/10 wurde die Hälfte der Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf im gemeinsamen Unterricht in allen Schularten gefördert. Ziel der Umsetzung der VN Behindertenrechtskonvention  ist es, die Prävention und den gemeinsamen Unterricht noch stärker auszubauen. Die Förderzentren entsenden ihre Sonderpädagogen und andere Experten an Kindertageseinrichtungen und an Schulen, um diese bei der Erfüllung ihres Präventions- bzw. Integrationsauftrags zu unterstützen. Eltern von Kindern mit Behinderungen haben grundsätzlich das Recht, die Schule zu wählen, in der sie die Bildung ihres Kindes am besten gewährleistet sehen.

Nach dem Regierungsentwurf für ein neues SchulG soll § 4 Abs. 11 ergänzt werden um den Satz: „Das Ziel einer inklusiven Beschulung steht dabei im Vordergrund.“
	Informationen des Kultusministeriums:

http://www.schleswig-holstein.de/Bildung/DE/Schulen/Foerderzentren/Inklusion/Inklusion_node.html

	Thüringen


	Die Quote der Förderschüler soll laut Informationen des Kultusministeriums von derzeit 7,8 Prozent bis zum Ende der Legislaturperiode 2014 auf Bundesdurchschnitt gesenkt werden durch: 

· Umstrukturierung der Förderzentren in regionale Kompetenz- und Beratungszentren, dabei arbeiten Sonderpädagogen  vorrangig an den allgemeinen Schulen

· Schulentwicklung der allgemeinen Schulen (besonders Schuleingangsphase an Grundschulen)

· Schulversuch: Gemeinsamer Unterricht (Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf Lernen) nach Lehrplan der Grund- und Regelschule
	dpa-Informationen vom 20. April 2010:

http://bildungsklick.de/a/73000/inklusion-viele-modelle-statt-einer-schule-fuer-alle/


� Die Behindertenrechtskonvention und das dazu gehörige Fakultativprotokoll sind eigenständige völkerrechtliche Verträge, die von Deutschland am 30.03.2007 unterzeichnet wurden und am 03.05.2008 in Kraft traten.
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